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Rechtswille des Staates kann eben, wenn er vor seinen un­ 
abhängigen Gerichten Anträge stellt, nur einheitlich ausgeübt 
werden. Nie wird der vorgesetzte Staatsanwalt, wenn es mit 
rechten Dingen zugeht, das Gewissen seiner Untergebenen stra­ 
pazieren, sondern bei divergierenden Auffassungen die Sache 
selbst an sich ziehen oder einem anderen Staatsanwalt über­ 
tragen. 
Der mit riditerlicher Unabhiingigkeir ausgestattete Kollegial­ 

richtcr hat es unter Umsranden in dieser Hinsidu' schwerer: 
Er muß, wenn er überstimmt ist, sich in der weiteren Bcr.uung 
und im Verfahren der Mehrheit anschließen, ohne seine ab­ 
weichende Meinung erkennen zu lassen. Und nie kann ein 
Richter, wenn er an der Entscheidung schwer triigt, die höhere 
Instanz um Rat fragen. Die richterliche Unabhängigkeit ver­ 
mittelt eben nicht nur eine imposante Rcchtsstcllung, sondern 
überbürdet schwere Lasten und Probleme. 
Die übrigen Träger der dreigeteilten staatlichen Gewalt 

sowie alle Kräfte, die im Gemeinwesen wirken, haben zwar 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die Rechrsprechuug 
unabhängig wirken kann. Daß diese Voraussetzungen genutzt 
und die Unabh.ingigkeic in optimaler Weise verwirklicht wor­ 
den, ist indessen Sache der Träger der richterlichen Gewalt. Es ist 
nicht an der Zeit, von außen kommende Gefahren für die 
richterliche Unabhängigkeit zu beschwören. Zwar ließen Richter­ 
vertreter aus Hessen unliingst in arger Mißdeutung eines \Vones 
aus politischem Munde unter dem Stichwort der "Büttel der 
Nation" etwas anderes vernehmen. Mir scheint, daß diese Lanze 
für die richterliche Unabhängigkeit arn rechten Ziel vorbei­ 
ging und daß man dem übereifer die Nachsicht nicht versagen 
sollte. Die richterliche Unabhängigkeit ist eben, wie die anderen 
Vcrfassungsgrundsarze, nicht dazu da, daß man sie in kleiner 
Münze handelt und bei jeder Gelegenheit im Munde führt. 
Auch nicht bei - noch so berechtigten - Besoldungswünschen. 
Für diese gibt es überzeugendere Argumente, nämlich solche, 

mit denen man nicht zugleich die Qualität richterlicher Tätig­ 
keit tangiert. Gewiß können und sollten Parlamente und Regie­ 
rungen für die Verbesserung der Rechtspflege noch einiges tun, 
nidit aber kann gesagt werden, von dieser Seite würde die 
richterliche Unabhängigkeit gering geachtet. Nach einer ebenso 
selbstverständlichen wie noblen Tradition setzen sich vielmehr 
die Justizministerien gerade dann für diese Unabhängigkeit ein, 
wenn - etwa wegen divergierenden Gerichtsentscheidungen - 
das Justizressort selbst zum Zielpunkt von Angriffen aus der 
Offenrlichkcir wird. 

Auch von der Publizistik drohen der richterlichen Unab­ 
hängigkeit derzeit keine ernste Gefahren. Pressefreiheit und 
Freiheit der Meinungsäußerung sind vielmehr im außcrjusti­ 
ziellen Bereich Komplementärerscheinungen der richterlichen 
Entscheidungsfreiheit. Kritik ist eine absolute Notwendigkeit in 
unserem Gemeinwesen, auch in der Rechtsprechung. Berechtigte 
Kritik klärt und öffnet den Weg zur Durchsetzung des Besse­ 
ren. Und selbst, wenn Kritik einmal übers Ziel schösse oder - 
entgegen gutem journalisrischern Brauch - allzu deutlich erken­ 
nen ließe, welche Gerichtsentscheidung man wünscht: Nun, das 
kann im Rechtsgang zwar Last und Hemmnis, mitunter auch 

j'i.rgernis sein, solche Fälle sind aber auch Ch.tnce des Richters, 
seine Unabhängigkeit und die Macht des Rechts zu demonstrie­ 
ren. Daß die l ichcerliehe Unabhängigkeit ein eherner Ver las­ 
sungssatz ist, will eben nicht heißen, daß die Rechtsordnung 
sie unter einer Glasglocke etabliert h.ittc. Man seihe sonst kaum, 
ob sie d;1. ist, und wir wollen doch darauf bauen, d.lß sie auch 
gedeiht und besteht, wenn der Sturm der Meinungen um sie 
fegt. Die richterliche Unabhiingigkeir ist keine Bringschuld, die 
die Anstellungsbehörde dCIIl Richter etwa dadurch frei Haus 
liefert, Jaß sie ihn stets vor allen Anfeindungen abschirmt. 
Sicherlich kann diese Unabhängigkeir des institutionell garan­ 
tierten Schutzes nichr entraten. Verwirklicht wird sie aber allein 
von den Richtern selbst. Sie ist, so sagt Eberherd Schmidt, "für 
diese alles andere als ein Privileg". Sie ist Aufgabe, Leistung 
und Last zugleich. Soweit nämlich das Gesetz dem Richter die 
Freiheit der Entscheidung Lißt, bleibt ihm auch die volle und 
alleinige Verantwortung für den Richterspruch. Dieser muß sidi 
an den richterlichen Kardinaltugenden messen lassen, die schon 
im 13. Jahrhundert im Schwabenspiegel verzeichnet sind: Der 
Gererhrigkcir, der Weisheit, dem Stark rnut und der ;'vLilligkeit. 
Gustav Radbruch. der frühere sozialdemokratische Reichsjustiz­ 
ministcr, eine der ehrwürdigsten Gestalten unter den Juristen 
des 20. Jahrhunderts, hat in seinem Spruchband für Anselm 
Feuerbach das Rechtssprichwort überliefert: "Wissen und Ge­ 
wissen machen den Juristen". Man könnte ergänzen: "machen 
erst den unabhängigen Richter". Denn hier wird in klassischer 
Kürze das genannt, was erst wirk liehe Unabhängigkeit verbürgt: 
In Rechtsfragen das Wissen und in Tatfragen das Geicissen. 
Fehlt es hieran, ist die richterliche Unabh:ingigkeit tatsächlich 
in Gefahr. Denn jeder Mangel im Rechts- oder Tatsadienwissen 
verkürzt notwendig den Bereich, innerhalb dessen eine unab­ 
hängige Entscheidung zu treffen ist, und damit die richrcrliche 
Unabhängigkeit selbst. An deren Stelle treten dann die Ab­ 
hängigkeit von eigenen Schwächen, Irrtümern, Mängeln oder 
einer fesegefahrenen Denkvorstellung. Richter sind daher 
gehalten, ihren Rechtsstandpunkt immer wieder anhand ande­ 
rer Rechtsmeinungen zu überprüfen, mögen sie im Prozeß, von 
anderen Gerichten oder in der Literatur vertreten werden. 
Unabhängig entscheiden zu können, setzt ferner voraus, da!) die 
Fakten, auf die es bei der Entscheidung ankommt, mit großer 
Gewissenhaftigkcic ermittelt und fe-stgestellt werden. Dazu 
bedarf es der Geduld. Wer sich in dieser richterlichen Tugend 
im Gerichtssaal immer wieder übt und zuzuhören bereit ist, 
bevor er spricht, kommt dem Wahren und Rechten naher, 
findet er dodi eher den Zugang zum Menschen, um dessen 
Sache es geht. Der geduldige Richter wird daher aucli eher mit 
seiner Entscheidung überzeugen, vielleidir und gerade auch dort, 
wo sie beschwert. Zeigt er doch - auch für den einfadisren 
Menschen vor Geridit erlebbar -, daß er sich um der Same 
willen von Abhängigkeiten frei zu machen bemüht, denen auch 
die Redlichen und Integren unterliegen können: der Abhängig­ 
keit von der Hast unserer Tage und der Last der Gesmäfte. 
Wo im Gerichtssaal die Geduld dem Rechtsgenossen begegnet, 
verliert das Recht in seinem Rang und seiner Würde nichts, 
sondern es öffnet sich dem Menschen. 
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I 
~ Gerichtsbarkeit und internationale Zuständigkeit 
m Zivilprozeß und in der Freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Von Assessor Dr. Robert Sc h ui e i z e r , Planegg b. München 

I. Vorbemerkung 

Die Rcchrsprediung zur Gerichtsbarkeit und internatio­ 
nalen Zuständigkeit zeigt »das traurige Bild einer völligen 
Vcrmcngung und heillosen Verwirrung elementarer zivilpro­ 
zessualer Begriffe und Einrichtungcn'". Das war in den ersten 
Nadikr icgsjahrcn. In der Zwischenzeit erging aber auch hier 
manch •• Musterbeispiel vcrnntworrungsbcwußtcr und lcbcns- 

1 Scbie dermsier in Anm. LU KG, NJ~' 19~8, 3CS H. 

naher jur isprudcnz?". Dennoch gehören Gcr ichtsb.irkeir 
(= Gerbk.) und das Hauptproblem des inrcruationalcn \'er­ 
fahrensrechts: die internationale Zuständigkeit (= internat. 
Zust.)" immer noch 7.U den weniger bekannten und arn h:i.ufig­ 
stcn übersehenen Instituten des Verfahrensrechts. 

... - 
2 Sdi'Ujl/l.lIIl1, FamRZ 1959,371 zu ßayObLGZ 1959. 8 ff. 
J A'JLn s trat l ichc, .ib st r a k tc und intc rn.n icuale priv at r cdul idic uJ •.. r - z u r 
Uure r schci duug da Zu~t:ir:Jil;keit cr-twcdcr des In- oder dc s :\\;'i!.lth.!CS - 

inl.indisdre und aus lfi ndis che ZU'it:inJi:;hcir. Zu den llq;rij'r'l,.'n· :::":l':1- 
H.ladidic und ircmJ •• taat lichc in tc r n nt . Zust . unten Amu . .20. 
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Die frage nach Gerbk. und intcrnat, Zust. entsteht bei der 
Klageerhebung als selbständige Verfahrensvoraussetzung und 
- worauf diese Arbeit nur gelegentlich eingeht - bei der An­ 
erkennung ausländischer Emscheidungcn+. Als sclbsrandigc 
Verfahrensvoraussetzungen bei der Klageerhebung muß der 
Richter Gerbk. und internat. Zust. immer prüfen, wenn 
Ausländer beteiligt sind, der Sachverhalt auf das Ausland 
hin weist oder sonstige Auslandsbeziehungen bestehen. 
Die Redmfindung wird dadurch erschwert, daß die Kom­ 

mentare und Lehrbücher den Problemen oft nur wenig Auf­ 
merksamkeit schenken und nicht streng zwischen Gerbk., 
internat. Zust. und interner Zuständigkeit unterscheiden", Die 
im Sondcrsdiriftturn gewonnenen Erkenntnisse gelangen 
häufig erst über die von der .Rechtsprechung verwerteten 
Gutachten der rechtsvergleichenden Institute in die allgemeine 
Literatur. Von der üblicherweise in den Gerichtsbibliotheken 
vorhandenen Literatur müßte das Gericht vornehmlich die 
Kommentare von Soergel-Kegcb, Staudinger-Raape", Keidels, 
[ansen", Erman'", und Palandt+, das Lehrbuch von Raapeu 
und die Studienbücher von Kegel'>, Lent-Habscheidv' und Lent­ 
Jallernig13 berücksichtigen. Das wichtigste Schrifttum zu Ein­ 
zeltragen führen die Anmerkungen dieser Arbeit auf. 

für schwierige Fälle können die Gerichte bei den rechts­ 
vergleichenden Instituten Gutachten einholen"; 

H. Die Begriffe 
"Gerichtsbarkeit" und "internationale Zuständigkeit" 

Der BGHI7 hat - der in Deutschland h. M.IS folgend - klar­ 
gestellt: Gerbk. und inrernar. Zust. sind selbständige Rechts­ 
institute und nicht etwa Sonderfälle der örtlichen oder sach­ 
liehen Zuständigkeit oder der Zu lässigkeit des Rechtsweges; 
weiter müssen internat. Zust. und Gerichrsbarkcir vonein­ 
ander unterschieden werden. Jedes dieser Institute ist dem 
anderen in Grund und Folgen wcscnsvcrschicdcn'". Die Gerbk. 

) 

i Zur Anerkennung ausländischer Emsdieidungcn Socrr.e/.K;gcl, Bern. 312 H. 
vor Art. 7. 

s So z . B. Rosenberg; 9. Auf!.. § 15 und § 33 1 3 sowie die Kommentare von 
Stein-Lonns-Schonlee-Poble, 18. Auf!., 1 vor SI im Gegensatz zu 111 vor 
§ 12; B a umbuch-L1ut"b.dJ, 29. Aufl., übers. vor S 12; IVieczorek, A I a 
zu ~ 12 ZPO. Bspw. müßte es bei Rosenberg in dem in § 15 I (5.67) 
hervorgehobenen 5.HZ und bei Banrnb ach-Lantcrb.uh S. 52 oben statt 
",Gerichtsbarkeit" •• internationale Zvsränd igke i t" heißen. 

6 Kcmmcnr ar zum Einföhrunqsgescrz , 9. Auf!' (1961), Bem.293 H. vor 
Arr , 7 [GBGB und speziell zu den einzelnen Sndigcbicrcn bei den bc­ 
t rcffcudcn Kollisionsnorrncn, Art. 7 H. EGBGB im Ab schnit t •• Vcr­ 
f~hr":lliore,h(·. 

7 Kommenrar zum Einführungsgesetz, 9. Aufl. (1931) bei den einzelnen 
Kolfis.onsnormcu unter .• Pi ozcvsualcs" \1. d. Hinweise auch im Sadi v cr­ 
acichuis bei .Zuständigkeit". 

S freiwillige Gerichtsbarkeit, 9. Aufl. (1967); Zusammenstellung im Sach­ 
verzeichnis unter nInternationaler Zusrandigkcir". 

9 freiwillige Gerichrsbarkeie (1959). im übrigen wie Anm, 8. 
104. Auf!. (1967), Kornmcnticr o ng der Art. 7 ff. EGBGß, Stichwort "Vcr­ 

Iah rcnsrechr". Erman-Xt arquord t stellt allerdings, dem Worrlaute nach, 
unr idtrig die aussddicßliche Zusr'indigkeit der i ntcrn at . Zust. gegenüber, 
vgl. eh", Anm. 4 f zu Art. 22 [GBGB. 

11 26. Auf!. (1?67), Sadwcrzcichnis: .Juter"" ZUSI." und bei Art. 7 ff. 
r.cncu, 

I:! Im c r natiun a lcs Pr ivar rccht , S. Auf!. (1961). 
13 l rnc ru.nionalcs Pr iv au-echr, Z. Aufl. (1964). 
11 Frciwif lige Gerichtsbarkeit, 4. Aufl. (1962), insbes. SI! 111. 
15 Zivilprozeß rechr, 13. Auf!. 1966, insbes. S 6. 
10 Z. B. beim Max-Planck-In sritu t für ausländisches und internationales 

Privat redn, Ha mburg, beim Institut fiic RcdltsYCr14lcid-mng an der Uni­ 
,""r>it:it ~1'i!1<.hcn (Bck . des 1151\1<.11. ·r. 3002111145258 v , ~. 11. 1958) 
und b cim Institut fiir a csl andis chc s und inr c rn ation.il e s Pri v.rr rcdrt an der 
Uni ve r si r.it Köln. 

I. DR;Z 1962. 211; :--;JW 1965, 437; IlGHZ 44, 46 ff. (GSZ). 
18 Au, dc r R'pr., 1l,,),ObLGZ 1959, 8 rr., KG, bmRZ 19;8. 426 H.; au, 

dem Schriftrum: P':'I,.OJStcdJCT, Gc riclu-bar kcit und intern.u.oualc ZU~ÜI\­ 
d:t:,kt'i[ .115 sclbH:ir.t!i$C Pn);'cß\·or.l.U~~~tZlinsen, R"bdsZ 11 (1937), 337 H.i 
Dolle, f\.crnp:I.-,t,leme des Jutc rn a rionalcn Rechts der Frc iv i!l:);c:l Cc r icht s­ 
barkc!r. O •. :utsdll.·r ~Ot.Ht;li; 1961, U;,·:I.l~e zu D;";"tZ 1'161 I Idt 1 l , 
5. ~') ii., ;11 cr ' .•• -ei r c r t c r r.H~.lIli:: H..!bd~Z 27 (1I}61), ::':1 ii. 

1~ D"Ilu :\u~rllhrliJI u n t cn , Fu r d.c Pr a xi s widH;,; s;n'.l bicr in.,hcs. dic 
Cnt,'n,h:nle in Ja Bneiti~\111<::: des ~.L\n~<.'b dur •.. h P~O~(I': uion, in der 
\\'lrk~H~~ f('hlcr!ufcer Ent;ch('jJlln~t'll und binsichd. der ).::,petuac:o fo ri. 

betrifft (in diesem Zusammenhang) nur die Frage, ob auf 
Grund des Völkerrechts eine Befugnis zu hoheitlicher Entsdiei­ 
Jung besteht. Die Normen über die internar, Zust. sind 
staatliches Rccht~O und bestimmen, inwieweit vorhandene 
Gerichtsbarkeie ausgeübt werden soll?'. Genauer ausgedrückt i'" 

Gerbk. ist "die aus der staatlichen Souveränität fließende, 
durch den Staat seinen Gerichten generell verliehene Ent­ 
scheidungsgewalt (Faculras iurisdicrionis), die für Streitsachen 
mit internationalen Beziehungen wegen des Vorranges fremder 
Souveränität kraft Völkerrechts im Einzelfalle ausgeschlossen 
sein kann". 
Internat. Zust. ist "die grundsätzlich jedem Staat selbst 

überlassene, aber unter Rücksichtnahme auf fremde Staaten 
vorzunehmende und auch in völkcrreditlichcn Verträgen be­ 
gründbare Regelung der Frage, in welchen Srrcirsachen mit 
internationalen Beziehungen die als bestehend vorausgesetzte 
Gerbk. des eigenen Staates ausgeübt werden darf (eigenstaat­ 
liche internar. Zust.) und die Ausübung der Gerbk. durch 
einen fremden Staat anerkannt werden soll (fremd staatliche 
internat. Zust.)". 
Von Gerbk. und iuter nat. Zust. sind interlokale, inter­ 

zonale und interscktoriale Zuständigkeit zu unterscheiden. 
Können innerhalb eines Staates die Verfahren nach Gebieten 
von Rechts wegen zu verschiedenen Ergebnissen führen, 50 

regelt die interlokale Zuständigkeit das Verhältnis der Behör­ 
den eines Teilgebiets zu den Behörden des anderen Teilge­ 
bietes23• Die Bundcsrepublik und Ostdeutschland werden bei 
uns, soweit hier von Bedeutung, als solche Teilgebiete eines 
Staates angesehen. Im Hinblick auf die militärischen Zonen 
spricht man meist von interzonaler Zuständigkcit. Streng 
genommen müßten die deutschen Gerichte, wenn sie ihre 
internat. Zust. bejahen, immer noch ihre interzonale Zu­ 
ständigkeit prüfen. Im allgemeinen erörtert man die inter­ 
zonale Zuständigkeit aber nur, wenn der Sachverhalt Be­ 
ziehungen zu Mittel- und Ostdeutschland aufweist. - Für das 
Gebiet von Berlin gibt es entsprechend eine inrersekroriale Zu­ 
ständigkeit. 

III. Prüfung von Gerbk. und internat. Zust. 
A. Art der Priijüng. 

Das Gericht beachtet Gerbk. und internat. Zust. als Ver­ 
Fahrcnsvornusscczungen von Amts wegen. Das ist unbestritten. 
Ungeklärt ist nur, wie das Gericht im zivilprozessualen Ver­ 
fahren2' die Tatsachen feststellt, die zu dem rechtlichen Schluß 
auf die inrcrnar. Zust.2:i oder ihr Fehlen führen. 
Die noch h. i\-F6 behandelt die interuat. Zust. mangels 

positivrechtlicher Vorschrift wie die örtliche Zuständigkeit. 
Sie verneint deshalb im allgemeinen eine Befugnis zu eigenen 
Ermittlungen und bindet den Richter an Wahrunterstellungen 
wegen Nichtbcstrcitens (§138 Abs. 3 ZPO), Versäumnis (§ 331 
Abs. 1 ZPO) oder Geständnis (§ 288 ZPO). Nadl dem Be­ 
schluß des Großen Senats zur Nachprüfung der inrcrnar. Zusr. 
in der Rcchtsmirtclinsta nz'" muß das Problem aber neu durch­ 
dadit werden. 

:::0 •. l nrernational" bczcichner aha nidit die QUL'lI(!, sondern dcu Ccgensr.ind 
der Norm. - Als sraat lidics Recht kann I'S nicht bestimmen. wann sidl 
auslandi sche Gerichte für intcrnat. zust. zu erklären haben. Die deutscheu 
Normcn über die inrc rnat , Zust. fremder Sraarcn (sog. Ircmdvmaclidie 
inrcrnar. Zusr.) wenden sich daher nur an die deutschen GeridHe als Vor­ 
aussetzung der Ancrk cnnung aualandischcr [ntscheidungen. der Berück­ 
siduigung einer RcdHsh:ingigkeit im Ausland, der Ge'.\·J.hrun~ \'01\ Redres­ 
hilfe 11. a. 

21 Die örtliche Zust.indigke it regelt d.1gc:;en, wcl clre s der dcut scltcn c r vt­ 
instau zlidrcn Gcr icluc cnt schcide t. 

:!1 .'!.atbit's, Die demsehe In reruat ional c Zust:indi,;kl.!it (1955), S. JO. 
:!;J Zur interlokalen Zusr.mdigkeir vgl. Soergcl-Kegcl , Bem. 345 ver Art. 7 

ECtJGß. 
2-1 Eiir die FG bestehr kein Streit. Die Gerichre der FG erg r iindcn n adr § 12 

FCG die objektive W.,hrhei[. s. Keidel, A. 2S cu S 12. 
2.; Für dic Cc rb k . gilt die Umcr suclru ng sm.rx imc. Ro~{·r;bcrf. (oben ;-.:. S) § 16 

1I I und § 63 11 I I. 
~G i<f)$l'I;[Ic:tg. § 38 13:\ UllJ § 63 IV; ß.1I11IlV,td,-' .. na crbs ch (ohr;l ~. 5) J i\ 

vor 5 11. 
"' BGI1Z H. 46 ff. 

• 
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Der BGH betont dort, daß außerhalb des Titels "Gerichts­ 
stand" immer untersucht werden müsse, ob Sinn und Zweck 
der Regel über die örtliche Zuständigkeit auch für die inrcr nar. 
Zust. zutreffe. Die Arbeiten, die dieser Frage hier nachgehen, 
kommen zu dem Ergebnis, daß das Gericht auch im Zivil­ 
prozcß über die internat. Zust. nur erkennen darf, wenn es 
voll überzeugt ist~8. 

8. Reihenfolge der Prüfling 
Die in Deutschland h. M.29 prüft Gerbk. und inrcrn.it. 

Zust. immer erst nach der örtlichen und sachlichen Zustän­ 
digkcit und der Zulässigkeit des Rechtsweges. Die Minder­ 
meinung diskutiert entweder strikt in der entgegengesetzten 
Reihcnfolget? oder sie überläßt es dem Ermessen des Richters, 
wann er Gerbk. und internat. Zust. innerhalb der Verfah­ 
rensvoraussetzungen erörrerr". - Stets aber muß das Gericht 
über diese Verfahrensvoraussetzungen vor der Verhandlung 
zur Sache entscheiden. Deshalb darf das Gericht bspw, die 
inrernat. Zust. nicht mit der Begründung dahinstellen, es 
könne jedenfalls darum nicht tätig werden, weil die bcan­ 
tragte Entlassung des Testamentsvollstreckers nach dem maß­ 
gebenden ungarischen Reche nicht gerichtlich, sondern rechts­ 
geschäftlich verfügt werdc'", 

C. Bestimmung von Gerichtsbarkeit 
und internationaler Zuständigkeit im Einzelfall 

1. Voraussetzungen der Gerichtsburkeit 
Grundsätzlid133 hat jeder Staat in seinem Territorium, 

unabhängig von den Beteiligten und dem Gegenstand des 
Prozesses, die 'volle und aussmlicßliche Entschcidungsbefugnis. 
Gerbk. besteht auch dann, wenn sich Verfahrenssubjekte im Aus­ 
land aufhalten. 

2. Yoraussetzungen der internationalen Zulässigkeit 
a) Unmittelbare Vorschriften. 

Das deutsche Recht regelt die Voraussetzungen der internat. 
Zust. nur in wenigen Normen unmittelbar, so in der ZPO die 
§§ 606 b, 642 und 648, ira VersmG § 12, im EGBGB Art. 23, 
im BGB § 2369 und in mehreren Staatsvcrrrägen'" (die den 
allgemeinen Normen vorgchcn)35. 

b) Anlenüpjungen bei Fehlen einer positivrechtlichen Norm 
für das zivilprozessuale Verfahren geht die absolut h. NI.3G 

davon aus, daß die Verfasser der ZPO bei den Normen über 
den Gerichtsstand Auslandsbeziehungen in Rechnung gestellt 

(-.. 
) ~R Vgl. M.mhi« (oben N. 22) S. 67 H. 

~ Z. B. KG, F.mRZ 1958, 426 H. (427) und 1961,383; Rosenberg, § 89 IV 5; 
Keidcl, A. 16 zu S 35 mit A. 3 zu S 36; lamm, A. 6 vor § 35; Schnitzer, 
Handbuch des Ineernarionalen Privatrechts, 4. Aufl. (1957 f.), Bd. II 
S.823. 

301mbe s. VI. und Müll", DVBI 1959, 694 H.; vgl. .uch Baumbocls-Lauter­ 
. bach, Einf. J zu 55 274 H.; Allbin, JZ 1951, 511. 

31 Kr.lik, Die inrernarionale Zuständigkeit, ZZP 74, 2 H.; Neubaus FamRZ 
1961. 540 f. - Die Gcrich r e gehen in aller Regel, ohne das Problem nnz u- 

sprechen, 50 v or, wie es ihnen im Einzelfall am zwcckmaßig srcn cr sdrcint , 
32 So aber n.vou.cz 1965, 377 ff.; Pul andt-Keid cl , Anm. 7 zu § 2227. 

Gegen sie mein kleiner Beitrag in NJW 1967, '128. 

33 Wegen der Ausnahmen, vor allem auf Grund der sog. Exterritorialität 
und des Besatzungsrechts, vgl. das Schrifttum zu SS 18-21 GVG, Ritz/er, 
Intern •• ionales Zivilproz eß redn (1949) S. 341 H.; Palandt, A.16 vor 
Art. 7 EGBGß. 

34 D.H in der Vorbemerkung angegebene Sch r iftr um weisr auf die Verträge 
bei den hClfcHcnd\"n Sach zcbi c tcn hin. Eine um ia ngr eiche Zus rmmcnstel­ 
lung g:bt Kegel (oben N. 13) S. 72 ff. Abgedruckt sind die \'crtr;igc bei 
ßti!o-w-A,nold, Der iut crn.nionalc Rcdu s v crkeh r in Zivil- und Handels­ 
s adien (1954 H.). in den Kommentaren zum EGBGB bei den cruspr cchcn­ 
den Kollisionsnormen und - für das Familienreche - bei Bergmann, Inter­ 
national es Ehe- und Familienreche. 

35 Socrgcl-Kegel , Bem. 9 vor Art. 7. 
3G V~1. BGH NJW 1')53, 222 ff. und BGHZ H. ~6 H. (GSZ); I. e.,. -, tld , :--; JW 

19'7, HJO; Sc!J'U'im.t1t1I, Die inr crn u ionale Zu~,;indit.;I\'cic dcut sche r G~· 
r iduc ~q~cnüber Au~IJnJcrn zur RC';;clung des Redres .•. c rh.rltniss es zw i­ 
schell ~~')(hicd\,'lu:n Eltern und ihren Kinder n, r.lmRZ 1959, 3:!5 if. I)J2); 
\V.zlcIJJIJ(I!a, Die deut s chc inrcr nation alc Zus~:lIh.!i~kcit in der s r reir ig cn 
Gc ridu sb arkcir , ZZP SC, 165/1S} H. 

haben. Die örtliche Zuständigkeit entscheidet damit grund­ 
satz lich-" auch über die intcrnat. Zust. Im Zivilprozcß kann 
das Gericht also regelmäßig ohne längere Erörterungen von 
der örtlichen Zuständigkeit auf die internationale schließen. 
Fehlt ein Gcriclitssraud nach §§ 12 H. ZPO, liest in der Regel 
auch keine inrernac. Zust. vor. 

In der FG ist alles noch im Fluß. Rechtsprechung und Lehre 
haben verschiedene - oft miteinander verwandte lind in ihrem 
Geltungsbereich umstrittene - Anknüpfungspunkte in Be­ 
rr acht gezogen: 

aa) Anknüpf/mg a'l das anwendbare materielle Recht, sog. 
Gleichlauf oder Gleichklang VOll anwendbarem materiellen 
Recht lind internat, Zust. (mit Abhängigkeit vom anwendbaren 
materiellen Recht), auch Statutszuständigkeit genannt. Nach 
diesem Grundsatz sind die deutschen Gerichte, von Staats­ 
verträgen abgesehen, international zuständig, wenn die mate­ 
rielle Kollisionsnorm deutsdies Recht für anwendbar erklärt 
oder zwar ausländisches Redic beruft, dieses aber - nach Art. 27 
EGBGB zu beachten - auf deutsches Red1t zurückverweist. 

Beispiele: Erblasser ist ein Däne mit letztem Wohnsitz in 
Deutschland. Art. 25 S. 1 EGBGB erklärt zwar dänisches Recht 
für anwendbar, das (größtenteils ungeschriebene) dänische 
Kollisionsrecht, verweist jedoch auf die lex dornicilii'". Diese 
Sachnormrückverweisung beachten wir, Art. 27 EGBGB, und 
wenden folglich deutsdies materielles Erbrecht an. Damit sind 
nadi dem Grundsatz vom Gleichlauf auch hier die deutsdien 
Gerichte international zuständig. 

Meist39 verstehe man den Grundsatz vom Gleichlauf aber 
nicht nur in dem dargestellten positiven, sondern auch in 
negativem Sinn: die internur. Zust. soll nicht weiter reimen 
als die Herrschaft des deutsdien materiellen Rechts, Anders 
ausgedrückt: die internat. Zust. fehlt, wenn und soweit das 
Gericht ausländisches materielles Recht anwenden müßte. 

Beispiel: Ein Italiener lebte in der Bundesrepublik und starb 
hier. Art. 25 S. 1 EGBGB beruft italienisches Recht. Das 
italienische Recht nimmt- anders als im vorigen Beispiel das 
dänische - die Verweisung an, Art. 23 der Disposizioni preli­ 
minarie zum Codice civile von 1942. W'cnn der Grundsatz 
vom Gleichlauf auch in seinem negativen Sinne uneinge­ 
sehr ankt gilt, können die deutschen N achlaßgerimte nicht 
tätig werden, z. B. keine Inventarerrichtung anordnen. 

Die Rechtsprechung wendet sich, einem großcn Teil der 
Lehre folgend, in den letzten Jahren immer mehr vom Gleich­ 
laufsgrundsatz ab. Zunächst in dem richtungweisenden Be­ 
schluß des BayObLG vom 16. 1. 1959~0 für die Regelung der 
elterlichen Gewalt, dann bei der Genehmigung des Adoptions­ 
vertrages 11. Jetzt wird die Diskussion im Nachlaßrecht ausge­ 
tragcrr'", 

bb) Anknüpfung an die örtliche Zuständigkeit. Immer häufiger 
schließt man auch in der FG wie im Zivilprozcß-s von der 
örtlichen auf die internat. Zust, Markstein dieser Entwicklung 
ist der bereits genannte Besdil. des BayObLG v. 16. 1. 19594<1. 

In einzelnen Rcchrsgebicren, wie in Personensorgesachen mit 
der entsprechenden Anwendung der §§ 34 I, 36 I 1 fGG und 

37 Zu den Ausnahmen zählt Ne ulunes , Internationales Zi v ilproz eß rechr und 
internationale, Privatrecht, Rabels Z 20 (1955), 2C6 H. (259 H.) - neben 
den Fällen posit ivrechrlicher Regelung und den unten 1 I [ C 3 besprcdrenen 
Ausn alnncn auf Grund besonderer Umsrande - die sog. Ersmazust andigkeit 
und die Norzusrändigkcir. Zu diesen unten bei der intcm ar, Zust. in der 
fG (111 C 2). 

3B Ferul-Firsching, In tcr n a t ional es Erbrecht, Bd. I, Ei nf. Rdbem. 48 Nr , 15. 

~9 Anders 7 .• B. Kegel (oben N. 13) S. 195 f. ct passim. \X'e~cn der Ausnahme 
in F:illcn der Norzust an digkcit vgl , unten bei Anrn. 68. 

40 BayObLGZ 1959, 8 H. 
41 BarObLGZ 1962, 151 H. 
4:! Eingehend Hcldridr, Fr agcn der imcrna rionalcn Zustlndi~;kcit der deur­ 

sehen 0:Jdl!:tßgcridHe. NJW' 1967, 417 H.; z u ihm wicdcrurn Sf!C;'.l:H, 
Zur In tc rnx tion alcu Zu)(:ind:gkcit in der l'r eiwrllig cn G.:ridl~st)l~k~·it, 
l':JW I'JG?, 1167 f. Vgl. auch KG F,mRZ 68, 489 (zur inrer z on. ZU".). 

43 Oben bei Aum . 36. 
U B.lyObLGZ 1959, S H. 
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bei der Genehmigung des Adoprionsvertragcs, hat sich diese 
Anknüpfung bereits allgemein durchgcsctar", 

Begründet wird die enrsprechende Anwendung der Normen 
über die örtliche Zuständigkeit insbesondere damit, daß die 
für die örrlidie Zuständigkeit maßgeblichen Kriterien: Wohn­ 
sitz und Aufenthalt auch für die intcrnat. Zust. ausreimend 
gewichtige Beziehungen zum Inland bildetcrr'", 

ce) Ankniipf:mg an Allfenthalt oder VVolmsitz. Besonders 
Kegel" stellt nicht nur mittelbar über die örtliche Zuständig­ 
keit auf \\'ohnsitz oder Aufenthalt ab. Er entnimmt §§ 13, 16 
ZPO, 36 I 1, 43 I, 66 I und 73 I FGG einen allgemeinen 
Grundsatz und knüpft die inrernat. Zust. u. a. alternativ an 
schlichten und - bevorzugt an .. Stelle des Wohnsitzes - ge­ 
wöhnlichen Aufenthalt an. 

Wo sich jemand aufhält oder seinen Wohnsitz hat, bestimmt 
auch für Ausländer das deutsche Recht ; abweichende Begriffe 
des fremden Heimatrechts sind unbeachtlichw, 

dd) Anknüpfsmg an eine Not- lind Fürsorgcpjlicht, Eine Not­ 
und Fürsorgczusrandigkeir - beide Begriffe faßt man in der 
Regel als gleichbcdcurend aup9 - besteht, wenn das Wohl 
eines Beteiligten oder öffentlidle Belange ein Eingreifen ver­ 
langen. Die Not- und Eürsorgezustandigkeir ist unabhangig 
vom Streit über Inhalt und Geltungsbereich des Gleichlaufs­ 
grundsatzes weitgehend anerkannt. Bejaht wurde sie bspw, 
für die Fürsorgeerziehung eines verwahrlosten ausländischen 
Kindes, in Vorrnundschafrssachen, bei Pflegschaftcn, im Lcgiri­ 
mationsfeststellungsverhhren und in einem oben schon er­ 
wähnten Beschluß des BayObLG50 für das Nachlaßrcdit, um 
den Antragstellern nicht den Rechtsschurz verweigern zu 
müssen. 

ee) Zuständigkeit der deutseben Gerichte nach ausländischem 
Recht (sog. Yerioeisungszustandigkeit], Nach der Verweisungs­ 
zuständigkeit sind die deutschen Gerichte international zu­ 
ständig, wenn wir einen fremden Staat nach allgemeinen 
Grundsätzen für international zuständig halten"; dieser 
fremde Staat aber seinerseits von der internat. Zust. der 
deutschen Gerichte ausgehr'", Eine solche Zuständigkeitsrück­ 
verweisung liegt nicht nur vor, wenn das fremde Recht aus­ 
drücklieh unsere Gerichte für international zuständig erklärt, 
sondern auch, wenn der bctreffende Staat die Entscheidung 
eines deutschen Gerichts anerkennt. 

Beispiel (ähnlich dem vom BayObLG mit der Not- und 
Fürsorgezuständigkeit gelösten Fall): Erblasser ist ein Hol­ 
länder mit letztem Wohnsitz in Deutschland. Art.25 S. I 
EGBGB beruft niederländisches Recht, das - was das mate­ 
rielle Recht anbetrifft - nicht zurück- oder weiterverweist. 
Geht man vom Gleichlaufsgrundsatz aus, so halten wir die 
niederländischen Gerichte zur Erbauseinandersetzung bspw. 
für fremdstaadich international zuständig53• Die Niederlande 
erklären aber wiederum die deutsdien Gerichte zur Erbaus­ 
einandersetzung für international zuständig, wenn der Erb­ 
lasser seinen letzten Wohnsitz in Deutschland hattes,. Das 

4.S Vgl. b spw. die in Anm. ·H und 1-1 genannten Beschlüsse und SdJ'u:;m.J1l1J 
(OhCJl N. 46). Rspr. und Lehre liehen teilweise bei der cntsp r cdicndcu 
An", v cndung Jen gewöhnlichen Aufen thalt als Zusrändigkeuskr irer ium dem 
Wohnsitz vor, vgl, KG, F,mRZ 1963, 576 und Kegel (oben N. 13) § 20 
VIII 3. - Zur Auslegung der Begriffe beachte noch unten bei Anm. 60. 

48 B.yObLGZ 19;9, 8 ff. (16); osu, (oben N. 18) S. 34; Bauer, Compeeence 
jud ici aire internationale des t r ibunau x c iv il s fran~J.i$ ct allcmands (1966) 
S. 36 ff. 

47 (Oben N. 13) S. 195, 318 er p.lS'.; Soorgel-Kegel, Beru. )(, zu Art. 19,35 
'LU .".re. 22, 57 v u Art. 24. 

,,~ KG, FJ.mRZ 19611 3S3, 5-40 mit Anm. von Bosd, und Ncu!lJ./j$; B.l\'ObLGZ 
1963, 52 H. (53). . 

4; VgL z . B. Krgel (oben N. 13) S. 318; BayObLGZ 19'>9, 12; NCIIIJJI", 

FamRZ 1959. 483 und l.cnt-Ll ahstheid , S 11 111 1 lit. ,I. 
50 NJW 1967. 4U H. 
51 Z:.Jr frcr,d(!,\J:l;Jlcl1 in-cr n.n. Zusr , oben :\nrn. lC. 

5" ll.lyObLGZ 1')59. 12; f:<~cI (oben :-:. 1.\) S. 1%.319 CI pass. 
5:l VOr.lU~H:;l:~l't'lt, d.lß rn a» die Ankniipfl~!1~,pullktc allsc.ti; .m wcndcr. 
54 R.l.pC (oben :-<. 12) S. 445 unJ Vrob"ig. JZ 1~59. 31S. 

nicdcrlandisdie Recht verweist also auf die intcrnat. Zust. der 
deutschen Gerichte. Die Voraussetzungen der sog. Verwei­ 
sungszuständigkeit sind damit erfüllt. Die Verweisungszu­ 
ständigkeit ist jedoch nodi wenig erforscht und nur mit Vor­ 
sicht anzuwenden. 

f f) Belegenlicit einer Sache oder eines Rechts. Diese Anknüp­ 
fung dient ähnlichen Interessen wie die Anknüpfung an das 
Fürsorgebedürfnis. Bejaht wird die Bclcgcnheitszusrandigkeit 
z. B., wenn sich Nnchlaßgcgcnstandc im Inland behndcn33 oder 
Vermögensrechte, in die eingegriffen werden soll, im Inland 
belegen sind-". Oft nehmen die Gerichte in den fällen der 
Beiegenhcitszuständigkeit ihre inrcrriat. Zust. als selbstver­ 
standlieh an; Hauptbeispiel sind die Eintragungen in öffent­ 
liehe Bücher und Registers". 

gg) Staatsangehörigkeit. Soweit es das gesdiriebcue Recht 
nicht wie in § 606 b ZPO vorschreibt, wird die intcrnar. Zust. der 
deutschen Gerichte nur zurückhaltend auf die Staatsangehörig­ 
keit eines Hauptbeteiligten gestützt5S. Auch hier ist noch 
wenig erforscht. U. a. soll die Anknüpfung an die Staats­ 
angehörigkeit ein schutzwürdiges Vertrauen in die Rechts­ 
pflege des Heimatstaates berücksichtigen. 

hh) Suchzusammenbang. Rechtsprechung und Schrifttum ent­ 
nehmen die interriar. Zust. mitunter dem Sachzus.unrnenhang 
mit einem anderen Verfahren, für das die deutschen Gerichte 
auf jeden Fall international zuständig sindJ9• So die Zust. im 
Verfahren übcr die Zuerkennung der elterlichen Gewalt aus 
dem Sadizusamrnenhang mit dem Scheidungsverfahren und die 
Zust. zur Eröffnung von Testamenten ausländischer Erblasser 
aus dem Samzusammenhang mit der Errcilung eines gcgensränd- 
lieh beschränk tcn Erbscheins nach § 2369 BGB60. " 

ii) Ersat zzustiindigkeit, Neub:1I1Sftl befürwortet noch eine in­ 
ternat. Zusr. k raft sog. Ersatzzuscändigkeit, wenn die Ent­ 
scheidurig gerade eines deutschen Gerichts im Interesse der ridr­ 
tigen Rechtsanwendung dringend erwünscht ist. Das nimmt er 
an, wenn die ausländischen Gerichte, die wir nach allgemeinen 
Grundsatzen für international zuständig halten, Probleme des 
deutschen Rechts kaum durchschauen könnten oder entgegen der 
deutschen Kollisionsnorm überhaupt ntmt nach dcursdiern Sach­ 
recht erkennen würden. 

kk) Anknüpjlmg an die Gebletsbobeit. Dieser Anknüpfungs­ 
punkt wird heute weitgebend abgelehnt. Allerdings bleibt 
dabei meist unbeachtet, daß sich aus der Gebietshoheit nicht 
nur die Entscheidungsbefugnis ableitet, sondern auch - als 
Anknüpfungspunkt geeignet - die Befugnis, hoheitlich Zwang 
auszuüben. 

Einzelheiten über den gegenwärtigen Stand von Rechtspre­ 
chung und Lehre enthält das in der Vorbemerkung angege­ 
bene Schrifttum. Wie aber die voranstehenden Ausführungen 
schon andeuteten, müssen die Gerichte noch weitgehend selbst 
Recht schöpfen. Selbst in den wenigen Rechrsgebicrcn, in denen 
die Praxis gefestigt ist, zwingt die Forderung nach einer ein­ 
hcirlichcn Behandlung der intern.it. Zust. im ganzen Bereich 
der fG62, die Problematik neu zu durchdenken. Haupt­ 
probleme dabei sind, ob der Grundsatz vom Glcichlaul in 

5:; Vgl. Kegd (oben N. 13) S. 365 und 375 (der dem Grund •• tz vorn Gleich­ 
lauf im negativen Sinn nicht folgt !). 

5ß ß.l)'ObLGZ 1958, IC'o H. (,\u,zahlung von Kindergeld) und 1959, 12. 

;'7 Zur inrcrnar. Zusr. bei Eirurxgungeu in offc n tliche nÜJH.'r und R~5istcr: 
Oie Eint r aguugcn in deutsche Pcr soncustan d sbuchcr in r:illeH mit AU5- 
lnndsbez ichung , S. 25 (inr cr nar , Zust . k r af r ,,13cl~g~llhcit dc , Hauptein­ 
t r .li;~ "). 

j8 Beachte N~uh"us (oben N. 37) S. 219 f.; ,v.1xd, Die Begr-enzung des 
internationalen Zi vilpr ozeßrcchrs durch das Völkerrecht, ZZP 75, .• os ff. 
(119, 431); Kegel (oben N. 13) S. H2, 365, 375, 38~; ß.lyObLGZ 1959, 
S If. (12). 

:,9 I),,/le (oben :-J. 18) S. 35 f.; 11<ldrich (obcn :-J. 4l) S. 417. 

un Fü( die Erüfhultb von TC.>(;l:lll'IHI . -n kommt .\:J~h die ßl.'k;';'l·nk"l~ ··,I.,:.:in· 
di~kcit in ß ct ra cht . 

IjI Oben :-\. 37 S. 1·19 (für JJS zivilpro ...•. -s su.rlc Verf alrrcu). 
ü.! .'1('lIh,1:I1 (oben ;..i , 12) S. 1168. 

.,' 
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seinem negativen Sinne gilt und - wenn man ihn überhaupt 
nicht oder nur beschränkt anwendet - der Geltungsbereich der 
übrigen Anknüpfungspunkte. Die nachfolgenden Hinweise ge­ 
ben einen überblick über die Maximen, die die Gerichte bei 
dieser Diskussion berücksichtigen müßten63• Diese Maximen zei­ 
gen-die gegeneinander abzuwägenden Vor- und Nachteile auf. 

aa) Anerkennung der Entscheidung im Ausland. ~Hin­ 
kende" Rechtsvcrhalrnisset! sind besonders mißlich. Es gibt 
aber keinen allgemeinen Rechtsgrundsatz, nach dem die Durch­ 
setzbarkeit der Entscheidung im Ausland alleinige Maxime 
einer sachgereditcn internat. Zust, wäre. § 606 b Nr. 1 ZPO, 
der auf die Anerkennung im Ausland abstellt, stellt nur eine 
Ausnahme dar65• 

'Für Gestalrungsaktew vertritt allerdings - und hier ent­ 
scheidet sich im wesentlichen der Streit um den Grundsatz 
vom Gleichlauf - eine starke Meinungs? aus anderen Erwä­ 
gungen die grundsatzlidie'" Abhängigkeit der internat. Zust. 
von der Anerkennung im Ausland: 

. Bei Gestaltungsakten sei die Zuständigkeitsregelung Teil der 
materiellen Norm; wer die ausländische Zusrandigkeitsregel 
außer acht lasse, übergehe die (deutsche) Kollisionsnorm. An­ 
ders ausgedrückt: verweise unsere materielle Kollisionsnorm 
(z. B. Art. 18 EGBGB) auf ausländisches Recht (z. B. auf un­ 
garisches), so bestimme auch die ausländische Rechtsordnung, 
ob nur eigene Behörden den Gestaltungsakt vornehmen dür­ 
fen (so z. B. das ungarische Recht für die Vernichtung des 
Rechtsverhältnisses zwischen dem Kinde und dem Ehemann 
seiner Mutter, § 43 FamG) oder auch dic deutschen Behörden. 
- Ob aber nach der ausländischen Rcchrsprediung nur dic eigenen 
oder auch die deutschen Behörden gestalten dürften, sprachen 
meist nur mittelbar ihre Regeln über die Anerkennung der 
betreffenden Gestaltungsakte aus. Insofern bestehe also Ab­ 
hängigkeit der Internat. Zust. von der Anerkennung im Ausland. 

Die wohl herrschende Gegenrneinungw betrachtet jedoch 
auch bei Gestaltungsakten die ausländischen Bestimmungen 
über die internat. Zust. als Verfahrensnormen, (die nach all­ 
gemeinen Grundsätzen für uns unbeachtlich sind). 

bb) Praktibilirät für die Durchführung des Verfahrens: 
für die Feststellung und Würdigung der Beweismittel, die 
Sicherheit in der Rechtsfindung und hinsichtlich der Entfer­ 
nungen, die die Beteiligten zum Gericht zurücklegen müssen 
(einschließlich der damit verbundenen Kosten). 

ce) Politische Interessen wie die Verhütung posinver und 
negativer Kompetenzkonflikte, das Interesse, die im Ausland 
befindlichen Staatsangehörigen enger an die Heimat zu bin- 

&a Mit den Grundsätzen, die bei der Bestimmung der internat. Zust, zu be­ 
folgen sind, befassen sich Neuhaus (oben N. 37) S. 229 ff.; Sz';szy, All­ 
gemeine Grundsätze zur Bestimmung der Geridirsbarkcir im inrernariona­ 
'len Zivilproußrecht, Osterreichische Zeitschrift für öffentliches Recht, 
Bd. XV n. F. (1965), 422 ff. und auch Riezler (oben N. 33) S. 197 H. Zu­ 
letzt Heldrids, Die Interessen bei der Regelung der internat. Zusr., Fese­ 
.chrift für Hans G. Fid<er, S. 205 H. 

64 Z. B. bei einer inländischen Scheidung, die das Ausland nicht anerkennt. 
os Riezler (oben N. 33) S. 212 f. 

GI Und für die Entgegennahme Ton Erklärungen, die gegenüber einem Ge­ 
rimt abzugeben sind. 

f7 Neuhaus, Die Grundbegriffe des Internationalen Privarredus (1962) 
S. 2~2 H.; FamRZ 1959, 481; Rierler (oben N. 33) S. 242 und in .Das 
Internationale Farni lien recht Deutschlands und Fr ank rcichs (1955) S.450; 
R3~pt (oben N. 12) S. 345; Bcit zlee , l n te r nation ale Zustandigkcit in Le­ 
girirna rionssachen, Festschrift Kraus, S. 22 f. - Die Begründung des Gleich­ 
laufsgrundsatz e s mit zu enger Ver llodnenhcir von Sechnormen und Ver­ 
fahrensvorschriften in der fG tritt allmihlich gegenüber der hier vor­ 
getragenen Argumentation zurück. 2. T. wird diese Begründung schon ganz 
aufgegeben (z. B. von N.uh.us loben N. 42). 

6S Au,drücklich au 'genommen werden in der Regel die Falle, in denen ein 
zuständiges 3usLin.dischcs Gericht nicht ersiJltlidl oder ni2lt erreichbar 
ist; vgl, auch oben "Not- und Fijrsoq;czust:inJi~kcit". 

•• BayObLGZ 1959. 811. (18 H.); Neun", In r c r n a t Io nal e Zusriindigk eir 
(l929) S. 15 H.; Sclnuirnnnn (oben N. 36) S. 333; Socrgel-Kc gel , Bem. 29 
z u An. 18, 43 zu An. 19, 23 zu Art. 22 EGBGB; li.wer (oben N. -16) 
S. 32 [I.; Kralik, ZZP 79 (1966), 475. 

den und die Ausländer, die sich im Inland aufhalten, in das 
Rechtsleben einzugliedern. 

dd) Klarheit der Zuständigkeitsregel und Voraussehbarkeit 
der intcrnarior alcn Zuständigkeit. 

ee} Zuverlässigkeit des Rechtsscheins öffentlicher Bücher, 
Register u. ä. 
ff) Erschwerung von Gesetzesumgehungen. 

J. Einfluß besonderer Umstände auf die internationale 
Zuständigkeit 
a) Vereinbarungm über die internat. ZlIst.70 

Die Rechtswirksamkeit von Vereinbarungen über Ausschluß 
oder Begründung der internat. Zust. prüft das Gericht, auch 
wenn Ausländer beteiligt sind, nach der lex fori, also nach 
deutschem Recht71. Nach deutschem Recht sind solche Verein­ 
barungen grundsätzlich zulässig, wenn sie sich auf Gegen­ 
stände beziehen, die - wie das Sdiuldreclu - der materiell­ 
rechtlichen Verfügungsfreiheit unterliegen, unzulässig dage­ 
gen, wenn sie Materien des ius cogens betreffen:". 

b} lnans pruchnalimc ausschließlicher Zuständigkeit durch frem­ 
den Staat und Nichtanerkennung der Entscheidung im Ausland 

Wie oben'" schon angedeutet, berücksichtigen bereits die 
Regeln über die grundsätzlichen Voraussetzungen der internat. 
Zust. diesen Gesichtspunkt als Maxime einer sachgerechten 
Normsctzung. Häufig prüfen jedoch Rechtsprechung und Lehrc 
noch, ob die internur. Zust. entgegen den allgemeinen Grund­ 
sätzcn entfällt, wenn das für die Beteiligten maßgebliche Aus­ 
land die Entscheidung nicht anerkennen würde, - insbesondere 
weil es die ausschließliche internat. Zust, beansprucht. Im all­ 
gemeinen beadirec man die Nichtanerkennung im Ausland 
dann aber doch nichtN• 

c) Rechtshängigkeit im Ausland 
Die Rechtshängigkeit bei einem ausländischen Gericht be­ 

rührt die internat. Zusr, nicht75• 
Frühere Rechtshängigkeit im Ausland begründet aber nach 

der h. M. die Einrede der Rechtshängigkeit, wenn die deut­ 
schen Gerichte möglicherweise das abgeschlossene Verfahren 
anerkennen würden'". 

d) Überschreitung der »'Wesenseigenen Zuständigkeit- 
Die Gerichte sprechen nicht nach solchen ausländischen In­ 

stituten Recht, die der deutschen Rechtsordnung wesensfremd 
sind". Die daraus folgende sog. wesenseigene Zuständigkeit 

70 Zur Gerbk .• iehe Rierler (oben N. 33) S. 377 H.; Mallbi •• , R.bclsZ 18 
(1953), 7Cl-4. 

71 Riezler (oben N. 33) S. 296. Ausführlich zur Problematik: Dennemerk , 
Quelle est I. loi selon laquelle on tr andie 1. quest ion de I. v.lidit. d'uu 
accord sur la compercnce internationale, Nederlands Tijdsdirift voor 
Inrernarion aa 1 Recht, Bd. IX (1962) S. 118 H. 

n Vbl. BGH NJW 19;2, 1055 und 1968, 356; Neub sus (oben N. 37) S. 215; 
Riester (oben N. 24) S. 293 ff.; Malthi es (oben N. 22) S. 72 H. (zur An­ 
wendbarkeit des S 39); Re", DlC staatliche Zus candigkeir im Irner nat io­ 
nalen Privatrecht (1938), S. 95 H.; Bauer (oben N. ~) S. 157 H., 163 H.; 
Wa/chshä/er (oben N. 36) S. 212 H. 

73 Oben bei Anm. 64 H. 
H BGH MDR 1957, 31 H. (32) mit zust. Anm. Poble; B.yObLGZ 1959, 

8 ff. (18 H.); Sorrgel-Kcgrl, Bern. 305 vor Art. 7 EGBGB; Sd,wimann 
(oben N. 36) S. 332 f. - Neuhaus befürwortet einen Verzidu auf die Ent­ 
scheidung durch. das normalerweise z u sr andige Gericht und s t a t t dessen 
Proz eflabw eisung , wenn da s Erkenntnis im Ausland Anc r k cn nung finden 
soll und das anzuwendende Redtt von dem norrnaler weisc z us t and ijen 
Gericht n icht angewandt werden kann, weil der Inhalt dieses Rechrs nidn 
fe,meht oder unklar ist oder weil die Anwendung dem ordre public des 
Ger idusst aaccs widerstreiten würde. 

75 BJyObLGZ 1959, 8 H. (22); Kralik, ZZP 79 (1966), 475. 
76 ßGH NJW 1958, 103 f., vgl. auch BGH ]';JW 1961, 124; Re» (oben 

N. 7l) S. zoo IL; Ric zlc r (oben N. 33) S. 451 rr.. Roscnb e rg , ~ 79 Il 2. 
t t Vgl . z u r wcscnsciccncn Zust:inJiökeit Rie zl er (eben :-.1. 33) S. ~11 und 

233 ff. (fall .. sadil ichc r st a at li cltc r Uuz u st.in digkcit"}; Re" (oben :\. 72) 
S. 164 ff.; Hel.iri ch (oben N. 42) S. 420 f.; G.l1nillsc!J/ . .'g, D!~ c wc scns­ 
eigc nc Zunändibkeit" bei der Scheidung von .A.u~!ändern, fcStsduiit Döt!c , 
Bel. II (1963) S. 289 H. 
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betrifft aber nidit die Regeln über die internat. Zust., sondern 
die rnareriellrcditliche Frage nach dem Umfang der Anwen­ 
dung fremden Rcdlts·8. 

Die Entwicklung geht dahin, daß man weitherzig Abwand­ 
lungen der gewohnten ridnerlichen Tätigkeit in Kauf nimmt 
und sich nur dann auf die wesenseigene Unzuständigkeit be­ 
ruft, wenn das Verfahren nicht an die fremden Normen 
angepaßt werden kann. 

e} Fehlen einer unmittelbar anwendbaren Norm iiber den 
Gerichtsstand 
Rechtsprechung und Schrifttum streiten, wie zu verfahren 

ist, wenn die internat. Zust. nach allgemeinen Grundsätzen 
(z. B. nach dem Grundsatz vom Gleichlauf) besteht, im kon­ 
kreten Fall aber eine unmittelbar anwendbare Gerichtsstands­ 
norm fehlt. 

Die Minderrneinungts verneint dann entweder überhaupt 
die interriat. Zust. oder sie will die internat. Zust. in diesen 
Fällen nicht ausüben. Die Gegenansicht ermittelt dagegen 
durch Analogie ein örtlich zuständiges Gericht und braucht 
damit die allgemeinen Grundsätze über die internat. Zust. 
nicht einzuschränkenw. 

f) Rechte mit gebietliehet Besdrränkung au] das Ausland und 
ausländische öffentlich-rechtliche Ansprüche 

Riezler u. a.S1 verneinen die internat. Zust. entgegen den 
allgemeinen Grundsätzen, wenn das Gericht über Rechte, die 
wegen ihrer gebierliehen Bcsdirhnkung im Inland keine Wir­ 
kung haben können oder über Ansprüche erkennen soll, die 
nach ausländischem öffentlichen Recht entstanden und sach­ 
lich nach Auslandsrecht zu beurteilen sind. 

g) Abweichende oder unterlassene VerfahrenszIlweisung Im 
Staat des maßgebenden Suchstatuts 

Weist der Staat, dessen Sachrecht herrscht, den Streitgegen­ 
stand einem anderen Verfahren zu als die lex fori, so bleibt 
dies nach der h. M. für die inrernat. Zust. als Verfahrensfrage 
grundsätzlich unerheblich'", 

Beispiel: Ausländer wollen sich in Deutschland scheiden 
lassen. Der Staat, dessen materielles Recht nach Art. 17 EGBGB 
die Scheidung beherrscht, scheidet im Verfahren der FG, durch 
geistliche Behörden, im Verwaltungsverfahren oder im Ver­ 
fahren der Sondergesetzgebung. Der deutsche Richter ver­ 
fährt dennoch nach deutsehern Eheprozeßrecht und bestimmt 
deshalb die internat. Zust. nicht etwa nach den (deutschen) 
Normen über die internat. Zust. in der FG. 

Ebenso bleiben die allgemeinen Regeln über die intcrnat. 
Zust. unberührt, wenn nach ausländischem Recht - anders als 
im deutschen - schon ein Rechtsgeschäft und nicht erst das 
Gericht gestaltet. Dieser Untersmied wirkt sich, wie oben 
ausgcführt83, nicht auf das Verfahrensredu, sondern auf die 
Sachcntscheidung aus. 

h} Rechtsmißbraucl» 
Verändern Beteiligte mißbräuchlich die inrcrnat, Zust., na­ 

mentlich indem sie Wohnsitz, Aufenthalt oder Staatsangehö- 

78 Miillu. Oie internationale Zuständigkeit, Deursche Landesreferate zum 
VII. Internationalen Kongreß für Redrtsvcrg leichung in Uppsal a 1966 
(SondervoröHcntliehung von R.bel,Z) S. 186; Riesle» (oben N. 33) 
S. 211; Nm/WH (oben N. 67) S. 233 i.; a, A. Rcu (oben N. 71) S. 39 
und 171 H. 

rn KG f.lmRZ 1961, 3R3 if.; LG ßerlin JW 1934, 1295; Rie zl er (oben N. 33) 
S. 211,219 f.; Re" (oben N. Il) S. ~6. 

so KG :--iJW 1954, 1J31 und f,mRZ 1961, 477 fi.; BayObLGZ 1956, 236 H.; 
OLG Hamm , Rpil. 1948/49, Sp. 414 Ir. (415); St audinger-Firsdnng, 
ßcm. 11 zu § 2369: '\"<IIb."", F.mRZ 1961, 541. 

MI Ric tler, Zur sachl i dicn inrcrnarionalcn Unzusrandigkeir, FC5{g::1be für 
L Rosenberg (J9;~) s. 1991f. und oben N. )} s. ;-JO H.: Boner (oben 
N. 46) S. 10 H. 

>\~ Riczl cr (0b<1I N. 3.;) S. 219 ri.; K'gel ( •. bcn ~. 13) :;. 29S; [i.ru cr (oben 
N. ·16) S . .!J H.; .1. A, Rvn (oben ~, (2) S. 124. ß ca clue in d:C$COl 
Zu s.trnmcnh.m j; aber Jlil.h dic oben bei Anrn. ()6 ft', u.lrgcsrt:!ltl! :\Icinung, 
dic bei Gt'S[.lltun~s,lkt..:n die Zu't~ndj~keit~rcöclut1g als Teil der m.uc r iellcn 
Xor rucn bct raciu cr , 
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rigkeit wechseln, so läßt das Gericht die veränderten Verhält­ 
nisse außer acht84. 

In diesem Zusammenhang gehört auch das im anglo-ameri­ 
kanischen Recht entwickelte forum non conveniens-Prin­ 
zips5, auf das besonders WengIer hinweist. Er lehnt »mit Hilfe 
des forum non conveniens-Prinzips das Tätigwerden trotz 
Zuständigkeit (ab), wenn das Gericht des anderen Staates 
ebenfalls zuständig ist und die Sache dort offenbar besser auf­ 
gehoben ist"S8. 

4. Maßgeblicher Zeitpunkt 
Die Voraussetzungen von Gerbk. und internat. Zusr, brau­ 

dien erst zur Zeit der letzten Tatsachenverhandlung vorzu­ 
. liegen'". - Eine perpetuatio fori bei Wegfall der Gerichtsbar­ 
keit nach Rechtshängigkeit gibt es nach einhelliger Meinung 
nichtS8. Für die internat, Zust, bejaht sie die h. M.S' 

5. Ergebnis der Prüfling (einuhl, Yenoeisnng) 
Das Ergebnis der Prüfung kann außer in einer Endentschei­ 

dung - im Zivilprozeß90 und in der FG91 - auch in einer Zwi-. 
sehenentscheideng zum Ausdruck kommen. 

An ein ausländisches Gericht darf das Verfahren mangels 
staats vertraglicher Vereinbarung nicht verwiesen werden. 
Fehlen Gerbk. oder internat. Zusr., bleibt nur die Verfahrens­ 
abweisung'". Erkennt das Gericht ohne Gerbk. zur Sache, ent­ 
faltet die Entscheidung nach einhelliger Ansicht selbst im In­ 
land keine Wirkung93. Ein trotz fehlender internat. Zust. 
ergangenes Erkenntnis ist dagegen gültig'". 

D. Nachprüfung durch die Rechtsmittelinstanz 
Nach dem bereits mehrfach genannten Beschluß des Großen 

Zivilsenats vom 14. 6. 196595 steht nunmehr fest, daß die 
höheren Instanzen nicht nur in der FG9S, sondern auch im 
Zivilprozeß die internat. Zust. wie die Gerbk. uneingeschränkt 
nachprüfen. 
Der nGH begründet dort eingehend, daß - entgegen der 

Rechtsprechung des RG, des BAG und entgegen eigenen älte­ 
ren Entscheidungen - auf Grund der wesenrlich verschiedenen 
Interessenlage die §§ 512 a, 549 Abs. 2 ZPO allein für die 
örtliche Zuständigkeit gelten. 

IH Ritz/er (oben N. 33) S. 329 H.; Neuhan« (oben N. 67) S. 127 H.; R." 
(oben N. 72) S. 204 H. 

85 Das Prinzip wurde zur Verhinderung des Redmmißbrauchs go,choff<n. 
vgl. 5z",zy (oben N. 63) S. 126 mit Zusammenfassung der maßgeblichen 
Entscheidung Cogan v. Bank of Scotland aus dem Jahre 1906. Im deut­ 
schen Recht könnte man daran denken, das Institut beim Rechtsschutz­ 
bedürfnis zu erörtern. 

81 NJW 1959, 127 ff. (130). Zustimmend [amen, A. 5 b ee zu S 66". 

87 Newner (oben N. 69) S. 44; PagtllstedJtT (oben N. 18) S. 452; Bau", 
(oben N. 46) S. 153. 

!S8 Rie zler (oben N. 33) S. 361; Jfatlhits, R,belsZ 18 (1953), 706. 

SQ für den Zivilprozeß wend" die h. :\1. § 263 Abs. 2 Nr , 2 ZPO unmittel­ 
bar an, vgl. Mmbics (oben N. 22) S. 7611.; Rial" (oben N. 33) 
S. 455 H,: [acobs , Die perpctuatio fori im intern aticualcn Recht des 
Zivilprozesse. und der freiwilligen Gandusbarkeir, Kölner Di ss. (1961). - 
In der FG wird die lür die or rl. Zust. (z. B. in ~ 43 Abs. I FGG) lest­ 
gelegte Fortdauer der Zuständigkeit auf die in ter n a t, ZUSI. ausgedehnt, 
vgl. Ba)Obl.GZ 1961, 38~ und 1963, 123. 

90 RGZ 157, 3S911.; M,tlhi" (oben N. 22) S. 841.: Rie zler (oben N. lJ) 
S . .ll3 lind 20l. 

st Vgl. c.o«, freiwillige Gc r icht sb arkeir, § 22 B I 2 J. 
92 RGZ 159. 168 H. (171); .V"lIh,,,,, (oben N. 37) S. 217 und 261: Rosen­ 

berg, § 38112.; Baumlradr-Lauterb ath, § 276, 1 C. 
93 Rie zle r (oben N. 33) S. 361 r. CI pass.; Kegel (oben N. 13) S. 373. Vgl. 

aber lud} SJJ]OSSCT, Dns völ kcr r echt s widrige Urteil nach deutschem Pro­ 
·,cßrcdlt, ZZP 79 (1966), 164 11. (171 H.). 

04 Rirrlcr, wic N. 111: Kullmrnn, Anerkennung und Vt)ll~trc,:kung ausli n­ 
div.hc r Ur icrle unll t;cridal:cher Vcrgl cichc (19 ~6) S. j'J; Kt!g~'l (ob c- l 
~. 13) S. 376. 

9; IlCHZ H, 46 if. 

90.D.lZU Keidcl, Bcm. 2 1U 5 25 und 39 zu § 27 FGG. 


